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1 Einleitung

Zur Losung politischer Konflikte steht ein breites Repertoire an Mitteln zur Verfiigung.
Ob auch Gewalt angewendet wird, hdngt nicht zuletzt davon ab, ob die Konfliktparteien
ausreichende Ressourcen mobilisieren konnen, um ihre Position mit friedlichen Mit-
teln durchzusetzen. Je weniger sie sich dazu in der Lage sehen, desto eher werden ge-
waltsame Moglichkeiten erwogen. Die Entscheidung beeinflussen dann unter anderem
sich 6fftnende Gelegenheitsfenster, zu befiirchtende Restriktionen, verfiigbare Rechtfer-
tigungsstrategien sowie die individuelle und kollektive Akzeptanz von Gewalt."! Einen
Automatismus gibt es dabei ebenso wenig wie eine universell giiltige Erklarung politi-
scher Gewalt. Monokausale Ansitze sind heute mehrdimensionalen Ansdtzen gewichen.
Zudem wird nur noch selten politische Gewalt als Ganzes untersucht. Die Spannbreite
politischer Gewalt ist enorm, selbst wenn man, wie in diesem Handbuch, einen engen
Gewaltbegriff verwendet, der sich auf die physische Schadigung von Menschen durch
Menschen beschrinkt. Insofern ist es verstandlich, dass Theorien zu einzelnen Gewalt-
formen und Small-n-Vergleiche aus einer Epoche oder Region dominieren. Dariiber
darf eine Gesamtschau auf das Phanomen politischer Gewalt aber nicht vergessen wer-
den. Denn die verschiedenen Gewaltformen stehen in konkreten politischen Prozessen
haufig in Wechselwirkung zueinander: Das staatliche Gewaltmonopol beispielsweise
steht durch sein Drohpotential gewaltsamer Rebellion entgegen, kann aber, wenn mas-
siv missbraucht, Widerstand oder Revolution provozieren.” Der folgende Beitrag gibt
deshalb einen Uberblick iiber diese Vielfalt, zeigt gleichzeitig die Besonderheiten poli-
tischer gegeniiber vorpolitischer Gewalt auf, erldutert dann einige Hintergriinde nicht-
staatlicher und staatlicher politischer Gewalt und stellt schlief3lich die unvermeidliche
Frage nach der Uberwindbarkeit von Gewalt als Mittel der Politik.

2 Politische Gewalt - ein politischer Begriff

Der Begriff der politischen Gewalt ist selbst ein Politikum. Seit Johann Galtungs De-
finition der strukturellen Gewalt in den 1970er Jahren bestand bis weit in die 1990er
Jahre die Tendenz, den Begrift der Gewalt moglichst weit und wertend zu fassen, um
aufzuzeigen, in welchem Ausmafd und auf welche zum Teil subtile Weise Menschen in
der modernen Gesellschaft in allen Lebensbereichen verletzt, geschadigt, unterdriickt
werden.? Die kritisch-emanzipatorische Absicht dieser Definitionen ist zwar opportun,

1 Vgl Zimmermann 2004. Hippler 2012.

Vgl. Zimmermann 2004, S. 230 f.; Lichbach und Gurr 1981.

3 Wenn an sich vermeidbare Ungleichheiten in soziale Strukturen fest integriert sind und die damit das
Entwicklungspotential einiger Menschen und ihre Chance zur Bediirfnisbefriedigung unnétig beein-
trachtigen, spricht Galtung von struktureller Gewalt. Vgl. Galtung 1975, S. 12. Zur Kritik vgl. Riekenberg
2008. Siehe die spite Verteidigung eines weiten Gewaltbegriffs bei Wulf 1996, S. 78.
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macht aber eine vergleichende Untersuchung von politischen Gewaltformen unmog-
lich, weil sich durch die Einbeziehung von Strukturen die Frage nach den zentralen
Kategorien wie Taterschaft, Zielsetzung oder Ausloser nicht durchgehend stellen ldsst.
Auch die implizite Wertung von Gewalt als verachtungswiirdig* schriankt die wissen-
schaftliche Brauchbarkeit solcher Definitionen ein, da sie Formen der Nothilfe, Selbst-
verteidigung, aber auch die legale Ausiibung des staatlichen Gewaltmonopols nicht ein-
schlie3t. Seit den 1990er Jahren geht, insbesondere in Analysen zur politischen Gewalt,
der Trend stattdessen zu einer deutlichen Verengung des Begriffs. ,Gewalt ist die ziel-
gerichtete, direkte physische Schadigung von Menschen durch Menschen®, definiert die
von der Bundesregierung eingesetzte Gewaltkommission 1990.> Der Vorteil dieser und
dhnlich enger Definitionen liegt in ihrer wissenschaftlichen Anwendbarkeit. Durch die
Beschrankung auf Gewalt als Handlungsbegriff kann ein einheitliches Untersuchungs-
schema verwendet werden. Die Konzentration auf physische Gewalt erhoht Klarheit
und Beobachtbarkeit. Gleichzeitig schliefit der etwas weitere Begrift der ,,physischen
Schidigung® statt ,Verletzung® auch Entfithrung und Deportation, Internierung politi-
scher Gegner, Inhaftierung politischer Gewalttdter etc. mit ein. Der Verzicht auf weitere
Wertung ist, wie schon erldutert, vor allem fiir die Einbeziehung der Perspektive von po-
litischer Gewalt und Gegengewalt bzw. Gewaltabwehr wichtig. Aulerdem erlaubt nur
die Beschrankung auf zielgerichtete, absichtliche Gewalt eine Untersuchung der Ziele,
moglicher Legitimationsstrategien etc. Auch dies ist besonders fiir den Bereich der po-
litischen Gewalt wichtig.®

Erfordert also schon der Begriff der Gewalt eine zu rechtfertigende Entscheidung,
gilt das nicht weniger fiir die Abgrenzung der Sonderform politischer Gewalt. Zuweilen
werden unter politischer Gewalt nur extremistische Gewalt und Terrorismus verstan-
den, mithin gewaltsame Formen des Protests von unten gegen den Staat oder eine Poli-
tik- und Gesellschaftsordnung. Entgegengesetzt findet sich auch die Feststellung, poli-
tische Gewalt sei die, die der Staat iiber seine Biirger oder gegen andere Staaten austibt.
Dagegen sei private Gewalt die der Biirger untereinander. Drei Griinde sprechen gegen
beide Beschrankungen auf nur staatliche oder nur nichtstaatliche Téater. Erstens wird,
wie die aktuellen Entwicklungen in Arabien in Erinnerung rufen, in grofem Maf auch
von Biirgern Gewalt angewendet, die auf politische Machtverhiltnisse und Institutio-
nen gerichtet ist. Auch in einem Biirgerkrieg kimpfen definitionsgeméf3 Biirger gegen
Biirger, dennoch wird man das nicht als private Gewalt bezeichnen. Das wiedersprache
zweitens auch der Rechtsprechungspraxis, wenn man etwa die Sonderbestimmungen

4 Vgl Sofsky 1997, S. 103 ff,; er fordert, Gewalt stets aus der Perspektive des Leidens der Opfer zu unter-
suchen.

5 Schwind et al. S.36. Ahnlich die Definition des Philosophen Heinrich Popitz: ,Gewalt meint eine
Machtaktion, die zur absichtlichen kérperlichen Verletzung anderer fithrt.“ Popitz 1992, S. 48. Fiir einen
auf physische Schiadigung begrenzten Begriff politischer Gewalt Bloxham und Gerwarth 2011, S. 1f.

6 Vgl die ausfithrliche Diskussion der Vorziige einer Definition dhnlich der der Gewaltkommission bei
Nunner-Winkler 2004, S. 27-48.
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fiir Kriegsverbrechen oder die Differenzierung zwischen kriminellen und verfassungs-
feindlichen Vereinigungen im Strafrecht betrachtet. Drittens kann der Staat Gewalt zu
verschiedenen Zwecken gegen seine Biirger einsetzen: zur Bekdmpfung herkémmlicher
Kriminalitdt genauso wie zur personlichen Bereicherung der Herrscherclique oder zur
Niederschlagung politischer Reformbewegungen. Insofern ist das Kernmerkmal poli-
tischer Gewalt, das eine Abgrenzung zu vorpolitischer Gewalt erlaubt nicht der Titer,
sondern der Zweck.

Politische Gewalt sei somit verstanden als (1) die direkte physische Schddigung von
Menschen durch Menschen, die (2) zu politischen Zwecken stattfindet, d.h. darauf ab-
zielt, von oder fiir die Gesellschaft getroffene Entscheidungen zu verhindern oder zu er-
zwingen oder die auf die Regeln des gesellschaftlichen Zusammenlebens zielt und ver-
sucht bestehende Leitideen zu verteidigen oder durch neue zu ersetzen, die auflerdem
(3) im 6ffentlichen Raum, vor den Augen der Offentlichkeit und an die Offentlichkeit als
Unterstiitzer, Publikum oder Schiedsrichter appellierend stattfindet.”

Nicht zur politischen Gewalt zéhlt dagegen die mafiotische Gewalt, die zwar den
Staat unterminiert, aber keine politischen Ziele implementiert, sondern die personliche
Bereicherung. Ebenfalls auszugrenzen ist die ,normale Delinquenz®, die zwar die Staats-
gewalt herausfordert und auch oft soziale Ursachen haben mag, aber keine politischen
Ziele hat, solange sie auf die Verbesserung der eigenen Lage beschrankt ist.* Ebenso we-
nig sind zur politischen Gewalt 6ffentlich zelebrierte Gewaltakte zu rechnen, die rein
symbolischen oder rituellen Charakter haben oder als Selbstzweck betrieben werden.

Im Einzelfall wird die Trennung nicht immer gelingen. Terroristische und kriminelle
Gewalt beispielsweise konnen zur Ressourcenbeschaffung miteinander verflochten sein’
und zwischen extremistischer und vorpolitischer Gewalt von Jugendcliquen oder Hoo-
ligans gibt es erhebliche personelle Uberschneidungen. Zudem ist die Grenzziehung
Ergebnis sozialer Konstruktion. Was als poltische oder private oder kriminelle Gewalt
gilt, ist eine Frage der jeweils in einer Gesellschaft akzeptierten und ggf. in Rechtsform
gegossenen Definition.'® Beispiel hierfiir ist die schrittweise Umwertung erlaubter ,,kor-
perlicher Ziichtigung® von Kindern zu einer strafrechtlich relevanten Form der Korper-
verletzung.!!

7 Vom offentlichen Charakter gibt es vereinzelt Abweichungen, etwa im Fall geheimpolizeilicher Gewalt-
taten. Fir diesen und weitere Hinweise danke ich Klaus Wahl.

8 Vgl hierzu die grundlegend andere Position von Narr 1973.

Vgl. Rabert 1995, S. 22.

10 Kriminalitét ist ein Konstrukt, meint z. B. Lorenz Schulz 2006. Vgl. dazu auch Lindenberger und Liidtke
1995, sowie Imbusch 2002, S. 50f.

11 Seit einer Gesetzesdnderung des § 1631 (2) BGB vom November 2000 ist in Deutschland jeglicher Ein-
satz korperlicher Gewalt gegen Kinder verboten, Strafbarkeit gemif3 § 223 StGB. Zwischen 1900 und
1958 lautete der § 1631 (2) BGB dagegen: ,,[1] Der Vater kann kraft des Erziehungsrechts angemessene
Zuchtmittel gegen das Kind anwenden. [2] Auf seinen Antrag hat das Vormundschaftsgericht ihn durch
Anwendung geeigneter Zuchtmittel zu unterstiitzen.“ 1958 wurde der Begriff ,, Zuchtmittel“ zwar gestri-
chen aber die Ziichtigung erst 2000 verboten. Der Bewusstseinswandel bei den Eltern ist bisher aber
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3 Interne Differenzierung

Innerhalb des Komplexes politischer Gewalt besteht eine Reihe von Differenzierungs-
moglichkeiten: nach Tdtern, Zielsetzungen, Opfern und Adressaten, hinsichtlich Lega-
litat und Legitimitat (Abb. 1 und 2).

Die Betrachtung dieser Unterscheidungskriterien erlaubt es nicht nur, grofiere und
geringere Familiendhnlichkeiten festzustellen, sondern auch noch auf weitere allge-
meine Charakteristika politischer im Unterschied zu vorpolitischer Gewalt hinzuweisen.

Abbildung 1

Interne Differenzierung politischer Gewalt - Teil 1
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Quelle: eigene Darstellung nach Informationen der Beitrdge in diesem Band.

gering. Vgl. die Ergebnisse einer aktuellen Studie der Gesellschaft fiir Sozialforschung und statistische
Analysen mbH (forsa), 2011.
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Abbildung 2 Interne Differenzierung politischer Gewalt - Teil 2
Staatsterror Krieg Biirgerkrieg
Tater staatliche oder parastaat- staatliche oder parastaat- nichtstaatliche Akteure, kol-
liche, paramilitarische, liche, paramilitarische Ak- lektiv; ggf. Unterstiitzung
parasoziale Akteure teure von Opposition, Militar u.
Ausland
Ziel Kontrolle der Zivilgesell- Macht- und Ressourcen- Macht- und Ressourcen-
schaft, Machterhalt gewinn, Selbstverteidi- gewinn, ethnischer/welt-
gung, Nothilfe anschaulicher Vorrang
Opfer eigene Bevolkerung, Oppo-  ausldandische Truppen, andere Bevolkerungs-
sition, Randgruppen paramilitarische Einheiten, gruppen
Guerillas ...
Adressaten eigene Bevolkerung eigene und fremde Gesamt-  in- und ausléandische Unter-
gesellschaft, auslandische stlitzer, Gesamtgesellschaft
Regierung
Legalitdt gesetz- und verfassungs- verfassungs- und volker- gesetz- und verfassungs-
widrig oder legalisiert rechtskonform oder -widrig ~ widrig
durch Notstandsgesetze
Legitimitdt Ideologie Rationalitat, Wertordnung, Ideologie, Wertordnung

Moral

Quelle: eigene Darstellung nach Informationen der Beitrdge in diesem Band.

3.1 Tdterund Ziele

Differenziert nach Tétern konnte man drei Gruppen politischer Gewalt bilden. Die erste
bildet staatliche Gewalt. Sie richtet sich nach auflen gegen andere Staaten (Krieg, Hu-
manitdre Intervention u.v.m.), nach innen gegen Regimegegner, Kontrahenten politi-
scher Konflikte (Durchsetzung des Gewaltmonopols) oder gar die gesamte Bevolkerung
(Staatsterror). Es kommt hinzu die parastaatliche (paramilitirische) Gewalt als Ersatz
oder in Konkurrenz zur staatlichen Gewalt. Eine dritte Gruppe bildet die nichtstaatliche
Gewalt. Sie kann von Einzelnen oder Kleingruppen in eigener Verantwortung (indivi-
duell) oder von beliebigen zivilgesellschaftlichen Kollektiven bzw. stellvertretend fiir sie
(kollektiv) veriibt werden. Wichtig ist dabei, dass auch politische Gewalt, die von Ein-
zelnen veriibt wird, nie allein von personlichen Motiven abhingt; sie nimmt stets auf teil-
oder gesamtgesellschaftliche Ziele Bezug und unterscheidet sich dadurch im Grad ihrer
Individualitat von individueller privater oder krimineller Gewalt.

Innerhalb der nichtstaatlichen Gewalt lohnt aufgrund der Fiille eine weitere Diffe-
renzierung nach Zielen. Ein Teil richtet sich gegen andere Biirger (Biirgerkrieg, extre-
mistische Gewalt, Pogrome), ein anderer gegen den Staat. Diese gegenstaatliche Gewalt
kann zur Beseitigung der staatlichen Ordnung (Guerillabewegungen, Terrorismus), zur
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Herbeifithrung eines Regimewechsels oder neuer Regeln (Revolution) oder zur Wie-
derherstellung einer durch Machtmissbrauch gefihrdeten Rechtsordnung (Widerstand)
dienen. Kollektive nichtstaatliche Gewalt, die von eigens dafiir gegriindete Organisatio-
nen (SA und SS der NSDAP bis 1933, Ku-Klux-Klan) vor allem gegen bestimmte ethni-
sche und religiose Gemeinschaften eingesetzt wird, wird gelegentlich gesondert aufge-
fithrt und als extrastaatliche (parasoziale) Gewalt bezeichnet.'?

3.2 Opferund Adressaten

Mit den verfolgten Zielen dndern sich auch die Opfer politischer Gewalt. Bei fast allen
Gewaltformen besteht dabei ein direkter Zusammenhang zwischen beiden, d.h. die Op-
fer werden gezielt ausgewahlt, weil sie als Person oder als Reprasentanten einer identifi-
zierbaren Gruppe als gegnerische Konfliktpartei gelten. Gewaltsamer Widerstand richtet
sich also beispielsweise gegen die fiir den Verfassungsbruch Verantwortlichen, Revolu-
tion gegen die herrschende Elite und ihre Unterstiitzer, extremistische Gewalt gegen
Mitglieder der verhassten ethnischen Gruppe usw. Diese Zielabhidngigkeit ist wesent-
licher Teil der unten noch genauer erlduterten Rechtfertigungsstrategie politischer Ge-
walt: Die Opfer werden dafiir als ,,die Anderen® oder ,,die Feinde“ definiert und so eine
Desidentifikation erreicht. Zygmunt Bauman spricht sogar von einer gezielt betriebenen
Dehumanisierung der Opfer im Vorfeld der Attacken.”® Dagegen wird eine Schidigung
nicht Beteiligter soweit wie moglich vermieden. Anders verhélt es sich bei terroristischer
Gewalt. Thre angestrebte Wirkung der Zerriittung und Demoralisierung basiert wesent-
lich darauf, dass die nachsten Opfer nicht vorhersehbar sind sondern jederzeit jede Per-
son oder Gruppe damit rechnen muss, ins Visier genommen zu werden. Terrorismus
und auch Staatsterror arbeiten also mit einer ,Opfer-Ziel-Differenzierung“.'* Das heifdt
nicht, dass die Opfer nicht gezielt ausgewéhlt wiirden, aber es besteht zwischen ihnen
und dem diagnostizierten Konflikt kein direkter Zusammenhang.

Die Moglichkeit einer solchen Opfer-Ziel-Differenzierung beruht darauf, dass poli-
tische Gewalt nicht eine Zweierbeziehung zwischen Tiéter- und Opferseite herstellt, wie
in den meisten Fillen privater oder krimineller Gewalt. Dritte sind bei letzterer nicht ge-
wiinscht."® Dagegen liegt bei politischer Gewalt typischer Weise eine Dreiecksbeziehung
zwischen Gewaltakteuren, ihren Opfern und ihren Adressaten vor. Einen dieser Adres-
saten bildet stets die Offentlichkeit. Charakteristisch fiir politische Gewalt ist, wie schon
in o0.g. Definition angefiihrt, dass sie im offentlichen Raum, vor den Augen der Offent-

12 Vgl. die Auflistung staatlicher Gewalt bei Nohlen 2002, S. 168.

13 Bauman 1992, S. 35; vgl. zur Desidentifikation Swaan 2000, S. 197.

14 Vgl. Wimmer 2009, S. 399.

15 Vgl. Imbusch 2002, S. 43f. Eine Ausnahme kénnen Akte mafiotischer Gewalt sein, die eine Abschre-
ckungs- oder Einschiichterungswirkung auf andere Erpressungsopfer haben sollen.
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lichkeit und an die Offentlichkeit als Unterstiitzer, Publikum oder Schiedsrichter appel-
lierend stattfindet. Dies ist Teil der Rechtfertigungsstrategie. Einen anderen Adressaten
bilden die, die durch die Gewaltakte zum Handeln gezwungen werden sollen. Konnen
diese Entscheidungstriger — etwa aufgrund guten Personenschutzes — nicht selbst zum
Opfer der Gewalt gemacht werden, werden Opfer gewahlt, mit denen die Entschei-
dungstrager besonders unter Druck gesetzt werden konnen. Beispielsweise fithrt Ge-
walt gegen Frauen und Kinder oder an symboltrachtigen Orten einem bekdmpften Staat
seine Unfdhigkeit vor Augen, zentrale Werte zu schiitzen. Es ist Teil einer Erpressungs-
strategie.

3.3 Legalitdt und Legitimitdt

Legal ist politische Gewalt nur in wenigen Fillen. Innenpolitisch gehéren dazu nur die
Ausiibung des staatlichen Gewaltmonopols im Rahmen der positivrechtlichen Schran-
ken und die Selbstverteidigung oder Nothilfe in Ausnahmesituationen. Einen seltenen
Fall stellt die Legalisierung gewaltsamen Widerstands gegen den Staat dar. Obwohl Wi-
derstand seiner Definition nach gesetzwidrig ist, kann er in der Verfassung als unter sehr
strengen Auflagen legal definiert sein. Das Widerstandsrecht im Deutschen Grundge-
setz nach Art. 20 Abs. 4 GG ist eines der seltenen Beispiele.'® Auflenpolitisch sieht die
UN-Charta ein Gewaltverbot vor, das ebenfalls nur wenige Ausnahmen zulésst. Sie sind
in der Regel an ein entsprechendes Mandat des Sicherheitsrates gekniipft. Dariiber hin-
aus bestehen zahlreiche internationale Abkommen zur Begrenzung des menschlichen
Leids in Kriegen, sei es der Kombattanten oder der Zivilbevolkerung. Innen- wie aufSen-
politisch besteht also das Bestreben, ,ungebundene® Gewalt zu verhindern, indem man
sie entweder in ,,gebundene®, ja sogar verrechtlichte Gewalt iiberfithrt oder aber als il-
legal definiert.

Eine Besonderheit politischer Gewalt besteht, gerade in Abgrenzung zu privater Ge-
walt und Gewaltkriminalitét, in ihren begleitenden Rechtfertigungsstrategien. Gegen-
tiber der Offentlichkeit stellen beide Seiten ihre Forderung als die richtige, tiberlegene,
dar und rechtfertigen den Gewalteinsatz als legitim und unverzichtbar im Dienst der
Sache. Dies geschieht nicht erst im Nachhinein als Rationalisierungsversuch oder Ent-
schuldigungsgrund vor Gericht oder gegeniiber Opfern. Die Rechtfertigungsstrategie
ist Teil der Vorbereitung, Durchfithrung und Nachbereitung der Gewaltaktion. Sie dient
dazu, frithzeitig aktive und passive Unterstiitzer zu gewinnen, das Risiko sozialer Sank-
tionen und Gegenwehr abzuschitzen, die Legitimation der Gegenseite zu untergraben
und sie — im besten Fall - zum Einlenken zu bewegen. Bei den Tétern besteht zumeist
»hur ein durchbrochenes oder gar kein Unrechtsbewusstsein, weil die Tat ideologisch
vorbereitet ,mit gutem Gewissen’ oder in Ubereinstimmung mit anerkannten Normen

16 Vgl. den Beitrag von Josef Isensee in diesem Band.
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und Rollen veriibt wird.“!” Politische Gewalt ist somit zwar in der Regel illegales, also
rechtswidriges Handeln, wird aber von den Tétern nicht als ,deviant® oder illegitim
gesehen.

Legitimitét besitzen heifit, einen moralischen oder verniinftigen Anspruch auf Aner-
kennung zu haben. Das bedeutet, es liegen gute, von anderen nachvollziehbare Griinde
fiir eine Mafinahme vor. Poltische Gewalt ist, gemessen an den Wertmafstiben einer
Ideologie oder Weltanschauung, an den Normen einer (Sub)Kultur oder den Zwecken
einer Organisation, regelkonform und legitim. Die Téter rechtfertigen sich, anders als
bei vorpolitischer Gewalt somit nicht als Person, sondern als Verfechter iibergeordne-
ter Wahrheiten. Sie haben dadurch einen erweiterten ,Legitimationsfundus®, der tiber
eine unmittelbar einsichtige Zweck-Mittel-Rationalitat hinausgeht.'® Das heifit, gerade
durch den Bezug auf aufler- oder iiberrationale Rechtfertigungsgriinde ist die Uberzeu-
gungskraft der Legitimationsstrategien politischer Gewalt haufig nicht universell, son-
dern auf den Kreis Gleich- und dhnlich Gesinnter beschrankt. Entscheidend ist, dass bei
ihnen ein Legitimitatsglaube erzeugt werden kann, nicht, dass auch ein externer Beob-
achter den Gewaltakt als legitim ansieht. Das gilt insbesondere fiir extremistische und
terroristische Gewalt, die ihre Strategien gezielt auf diese Kreise ausrichten. Revolutio-
nen und Widerstandsakte dagegen streben eine gesamtgesellschaftliche Unterstiitzung
an und miissen sich bevorzugt an Vernunft- und allgemein akzeptierten Gerechtigkeits-
mafistiben orientieren.

Aufgrund des Prozesscharakters von Gewalt ist es nicht nur erforderlich, einen legiti-
men Grund fiir den Einsatz von Gewalt anzugeben, sondern auch den Nachweis zu fith-
ren, sie nur im unbedingt erforderlichen Umfang, auflegitime Weise, unter Vermeidung
unnoétiger Opfer und mit realistischen Erfolgsaussichten verwendet zu haben. Zwei Di-
mensionen werden bei der externen Untersuchung der Legitimation politischer Gewalt
deshalb beachtet: die Phase, fiir die die Legitimation erbracht wird und die Griinde, auf
die sie sich stiitzt (vgl. Abb. 2). Das ,Wann" fithrt zur Differenzierung zwischen Input-,
Troughput- und Output-Legitimation, das ,Wodurch® zur Unterscheidung von prozedu-
raler und materieller Legitimation. Input-Legitimation erfolgt im Vorfeld oder zu Be-
ginn der Gewaltaktion, Throughput-Legitimation wihrend der Durchfithrung und die
Output-Legitimation durch das Ergebnis bzw. nachtraglich. Als Rechtfertigungsgriinde
eignen sich, wie schon angesprochen, materielle Griinde, die auf die Ubereinstimmung
einer Mafinahme mit bestimmten inhaltlichen Erwartungen und Maflstaben verweisen.
Es konnen aber auch prozedurale Griinde angegeben werden, die sich auf bestimmte
formelle Erwartungen und Verfahren beziehen. Hierzu gehort der Nachweis, im Vorfeld
alle friedlichen Konfliktlésungsalternativen gepriift zu haben oder wihrend des Gewalt-

17 Vgl Imbusch 2002, S. 44, allerdings mit dem allgemeineren Bezug auf kollektive Gewalt, die meist
(S. 43), aber nicht immer (S. 47) politischen Charakter habe.
18 Vgl. Imbusch 2002, S. 44.
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Abbildung 3 Legitimation politischer Gewalt

Legitimation poli- Wann Wodurch
tischer Gewalt
prozedural materiell
Input-Legitimation im Vorfeld/zu Beginn z.B. zuldssige Entschei-  z.B. eklatante Rechts-
dungsinstanz verletzungen
Throughput-Legiti- bei der Durchfiihrung z.B. unabhdngige z.B. Vermeidung
mation Beobachter ziviler Opfer
Output-Legitimation durch das Ergebnis/ z.B. nachtréagliche z.B. erreichte Ver-
nachtraglich Genehmigung besserung

Quelle: eigene Darstellung.

verlaufs immer wieder Verhandlungsangebote gemacht zu haben. Besonders augenfillig
sind solche prozeduralen Rechtfertigungen bei verrechtlichter Gewalt."”

Liegen nicht fiir alle Phasen Legitimationsgriinde vor, kann das ggf. durch die Legiti-
mation einer anderen Phase geheilt werden. Das ist aber nicht immer der Fall. Wird z.B.
wiéhrend der Durchfithrung einer Mafinahme ein drohender illegitimer Output vor-
hersehbar, reicht die Input-Legitimation zur Fortfithrung ggf. nicht mehr aus. Sie wird
in der Regel dennoch nicht beendet, sondern eher die Legitimationsstrategie gedndert,
etwa durch eine Erweiterung um Fernziele (,klassenlose Gesellschaft, ,Gottesstaat,
»Neuer Mensch®), die eine Outputkontrolle - wenn iiberhaupt - erst in weiter Zukunft
erlauben wiirden. Auch daran ist der instrumentelle Charakter der Legitimation zu se-
hen; es geht um die Erzeugung von Legitimationsglauben zur Mobilisierung von Res-
sourcen und dem Abbau von Hemmnissen. Das schliefit nicht aus. aber auch nicht not-
wendig ein, dass die Entwickler der Strategien die Rechtfertigungsgriinde selbst glauben.

Restimierend liegen die wesentlichen Unterschiede zwischen politischer und vor-
politischer Gewalt in den stets iiberindividuellen Zielen, der Moglichkeit einer inten-
dierten Ziel-Opfer-Differenz, der Einbeziehung eines Dritten als Adressaten und der
Einbettung des Gewaltakts in eine alle Phasen umfassenden Legitimationsstrategie. In-
nerhalb des Bereichs politischer Gewalt sind die Unterscheidungskriterien der Ziele
und Opfer am aussagekraftigsten, wiahrend bzgl. Legalitat und Legitimitit Gemeinsam-
keiten tiberwiegen.

19 Beispielsweise, dass eine Verhaftung nur auf formellen Haftbefehl eines Richters erfolgen darf oder im
Bereich zwischenstaatlicher Gewalt dass der Einsatz von Bundeswehrtruppen vom Parlament beschlos-
sen werden muss oder das militarische Sanktionen vom Sicherheitsrat nicht gegen den Einspruch einer
Vetomacht verhdngt werden diirfen.



2 Springer
http://www.springer.com/978-3-531-18081-6

Handbuch Politische Gewalt

Formen - Ursachen - Legitimation - Begrenzung
Enzmann, B. (Hrsg.)

2013, XV, 393 5, 10 Abb., Hardcover

ISEM: 978-3-531-18081-6



	Politische Gewalt Formen, Hintergründe, Überwindbarkeit

	1 Einleitung
	2 Politische Gewalt – ein politischer Begriff
	3 Interne Differenzierung
	3.1 Täter und Ziele
	3.2 Opfer und Adressaten
	3.3 Legalität und Legitimität





